
7

Schweiz
Donnerstag, 19. August 2021

Frauen demonstrieren in Bern am 7. März 2015 gegen Lohndiskriminierung. Foto: Peter Schneider (Keystone)

Angela Barandun

Es ist eigentlich eine gute Nach­
richt: Über 300 grosse Schwei­
zer Unternehmen bezahlen ih­
ren Mitarbeiterinnen faire Löh­
ne – und können das belegen.
Dazu liessen sie sich von zwei
spezialisierten Beratungsunter­
nehmen durchleuchten, und
zwar nach einer Systematik, die
der Bund zur Verfügung stellt.
Die Befunde sind solide – die Fir­
menmüssen ihre Lohnbuchhal­
tung offenlegen.

Die von der «NZZ am Sonn­
tag» publizierten Zahlen sind die
erstenErgebnisse einerGesetzes­
änderung von 2020, die zumehr
Gleichstellung am Arbeitsplatz
führen soll. Sie schreibt Unter­
nehmen vor, ihre Lohnstruk­
turen auf Diskriminierung zu
untersuchen.Das neue Gesetz ist
relativ weich formuliert; es er­
fasst nur Firmen mit über
100 Mitarbeitenden und sieht
keine Sanktionen vor.

1 von 20 Firmen fällt durch
Eine erste Frist für die Lohn­
gleichheitsanalysen ist Ende Juni
abgelaufen, die ersten Resultate
positiv. Comp-on, ein Unterneh­
men aus dem Aargau, und ein
Institut derUniversität St. Gallen
haben unabhängig voneinander
die Löhne von insgesamt rund
270’000Angestellten analysiert.
Beide bieten ein Zertifikat an, das
ihren Kunden das faire Lohnmo­
dell bestätigt. Beide berichten,
die Firmen hätten überraschend
gute Ergebnisse erzielt. Nur bei
einem sehr kleinen Teil der Un­
ternehmen – bei 1 von 20 – sei­
en die Unterschiede zwischen
den Löhnen von Frauen und
Männern so gross, dass man sie
mit objektiven Kriterien nicht
erklären könne.

Hat das neue Gesetz also schon
gewirkt? Ist die Lohndiskrimi­
nierung verschwunden?

«Das Ergebnis ist besser, als
wir erwartet haben», sagt Comp-
on-Mitgründer Marc Pieren.
«Aber es ist sicher nicht perfekt.»
Ein Drittel der analysierten Fir­
men habe die Kriterien nur sehr
knapp eingehalten. «Dort gibt es
sehrwohlVerbesserungsbedarf.»
Ausserdem seien die Ergebnisse
möglicherweise nicht repräsen­

tativ: «Es ist denkbar, dass Un­
ternehmen, die sich zertifizieren
lassen möchten, sich bereits für
dasThema Lohngleichheit enga­
gieren.» SeineAuswertung deckt
etwa 200 Firmen ab – bei rund
5000Unternehmen, die vomGe­
setz erfasst werden.

Trotz aller Relativierung sagt
Pieren auch: «Wir sind über­
rascht,wie viel diese extremwei­
chen neuen Vorschriften ge­
bracht haben: Erst dadurch ist
ein Bewusstsein für die Thema­
tik entstanden.» Als er vor ein
paar Jahren die Banken für das
Thema Lohngleichheit sensibi­
lisieren wollte, sei er auf wenig
Interesse gestossen. «Heute sind
sie die bei uns am stärksten ver­
tretene Branche», so Pieren.

Rund 40 der 200 zertifizierten
Betriebe stammen aus dem Fi­
nanzsektor.

Eswar auch eine Bank, die als
erstes Unternehmen Schlagzei­
len damit machte, dass es Frau­
enlöhne korrigiert: Die UBS hob
nach einer Lohngleichheitsana­
lyse letzten Mai bestimmte Sa­
läre an. Die Grossbank ist aller­
dings nicht Kundin von Comp-
on, sondern der Stiftung
Equal-Salary.Und dort siehtman
Marc PierensAuswertungen eher
kritisch. Zwar spüre auch die
Stiftung einen Effekt des Geset­
zes: Es treibe die Unternehmen
an zu handeln und lenke die öf­
fentliche Aufmerksamkeit auf
das Problem der Lohndifferenz.
Gleichzeitig warnt Co-Chefin
Noémi Storbeck vor voreiligen
Schlüssen, die sich «negativ auf
die Sache der Lohngleichheit
auswirken könnten».

Ähnlich tönt es aus der Poli­
tik. «Ich würde mich sehr darü­
ber freuen,wenn sich 95 Prozent
der Schweizer Wirtschaft vor­
bildlich verhaltenwürden», sagt
Kathrin Bertschy, Nationalrätin
derGrünliberalen und Co-Präsi­
dentin des Frauendachverban­
des Alliance F. Sie fürchte aber,
das betreffe nur dieMusterschü­
ler. Die Auswertung könnte so­
gar kontraproduktiv sein: «Falls
das dazu führt, dassweniger Fir­
men die Lohnanalysen machen,
hätte es der Sache einen Bären­
dienst erwiesen.»

Wieso sollen gute Nachrich­
ten der Sache schaden?

Die Lohngleichheitsexpertin­
nen fürchten sich davor, es könn­
te der Eindruck entstehen, es
gebe gar kein Problemmit Lohn­
diskriminierung – oder das Pro­
blem sei gelöst. DerDruck, Lohn­
analysen durchzuführen, wäre
weg. «Kein Unternehmen diskri­

miniert seine Mitarbeiterinnen
absichtlich.Meist ist das die Fol­
ge von gewachsenen Struktu­
ren», sagt Marianne Schaer Mo­
ser, die Beratung im Bereich
Gleichstellung anbietet. «Solan­
ge man keine Lohnanalyse
durchführt, fallen die unbewus­
stenVerzerrungen garnicht auf.»
Entscheidend ist das vor allem
bei jenen Firmen, dieweniger als
100 Mitarbeitende haben und
vomGesetz nicht erfasstwerden.
Gemäss einer Analyse des Bun­
desamts für Statistik ist das Pro­
blem dort tendenziell grösser.

Nicht repräsentativ
Auch Lucia Lanfranconi kriti­
siert, dieAuswertung zeichne ein
klar zu rosiges Bild der Realität,
weil die Auswahl der Firmen
nicht repräsentativ sei. Die Pro­
fessorin an der Hochschule Lu­
zern sagt, dass die Gleichstellung
selbst dann noch lange nicht er­
reicht sei, wenn es keine Lohn­
diskriminierung mehr gebe.
«Ebenso entscheidend ist die
Chancengleichheit. Frauenmüs­
sen auch in Kaderpositionenver­
treten sein, wenn man das Pro­
blem der Lohnungleichheit tat­
sächlich angehen will.»

Und da kommt wieder Marc
Pieren ins Spiel. Er arbeitet ge­
rade an einer detaillierten Aus­
wertung seiner 200 Lohnanaly­
sen. Darin wird etwa die schwa­
che Vertretung der Frauen in
Kaderpositionen thematisiert.
Unter anderemmit Blick auf die
riesigen Unterschiede bei der
Teilzeitbeschäftigung – undwie
sich das auf die Karrierechancen
von Frauen auswirkt.

Das dürfte dann vielleicht
auch die Lohngleichheitsexper­
tinnen interessieren. So detail­
lierte Zahlen auf Unternehmens­
ebene sind nämlich eine Rarität.

Lohngleichheit rückt näher –
und niemand feiert
300 Firmen Die grossen Unternehmenmüssen überprüfen, ob sie Frauen fair bezahlen.
Trotz überraschend positiven Ergebnissen bleiben Expertinnen skeptisch.

«Solangeman
keine Lohnanalyse
durchführt, fallen
die unbewussten
Verzerrungen gar
nicht auf.»

Marianne Schaer Moser
Gleichstellungsberaterin

Religion Der Bundesrat spricht
sich gegen eine staatliche Imam-
Ausbildung aus. Diese sei nicht
geeignet, religiöse Radikalisie­
rung zuverhindern, undverstos­
se zudem gegen die religiöse
Neutralität des Staates, teilte er
in einem gestern veröffentlich­
ten Bericht mit. Die in der Bun­
desverfassung festgeschriebene
religiöse Neutralität verbiete
dem Staat, spezifisch auf eine
Religion ausgerichteteMassnah­
men zu ergreifen oder innerhalb
einer Religionsgemeinschaft
Ausbildungsvoraussetzungen
festzulegen.

DerBundesratwill jedochver­
mehrt religiöse Betreuungsper­
sonen in öffentliche Institutio­
nenwie dieArmee, Spitäler, Ein­
richtungen des Justizvollzugs
oder Asylunterkünfte einbezie­
hen. Dort liessen sich auch Aus-
und Weiterbildungsvorausset­
zungen vorgeben und durchset­
zen, so der Bundesrat weiter. In
der Armee wird dieser Ansatz
bald umgesetzt. (sda)

Bundesrat
gegen staatliche
Imam-Ausbildung

«Bund» Patrick Feuz, der Chefre­
daktor der Berner Tageszeitung
«Bund», verlässt das Unterneh­
men. Erwill eine neue berufliche
Herausforderung annehmen.

Feuz wird das Medienunter­
nehmen Tamedia, zu welchem
der «Bund» gehört, nach fast
30 Jahren spätestens Ende Jahr
2021 verlassen, wie die Zeitung
gestern mitteilte.

Der 54-jährige will sich nun
seinen «schon länger gehegten»
Wunsch erfüllen, beruflich noch
einmal etwasNeues anzupacken,
wie er in der Mitteilung zitiert
wird.Das sei nunmöglich, nach­
demmit demneuen Konzept für
die Berichterstattung im Raum
Bern sichergestellt sei, dass
«Bund» und «Berner Zeitung»
auch künftigAngebotemit eige­
nem Profil haben werden. Der
Start der gemeinsamen Lokalre­
daktion ist für Oktober geplant.

Tamedia hatte Anfang April
bekannt gegeben, die Redaktio­
nen von «Berner Zeitung» und
«Bund» zusammenzulegen. (sda)

Chefredaktor
Patrick Feuz
tritt zurück

Der Entscheid sei ohne Gegen­
stimme gefallen, teilte die Ge­
richtskommission gesternAbend
mit. Sie sei zum Schluss gelangt,
dass Stefan Blättler alle Qualitä­
ten aufweise, die es für dieses
Amt brauche. Blättler verfüge
über langjährige Erfahrung in
der Strafverfolgung und umfas­
sende Führungskompetenzen.
Zudem bringe er die erforderli­
chen persönlichen Fähigkeiten
für die Leitung der Bundesan­
waltschaft mit.

Die Stelle ist seit dem Rück­
tritt von Michael Lauber im Au­
gust 2020 vakant. Lauber hatte
nach Kritik an seiner Amtsfüh­
rung und Ungereimtheiten im
Zusammenhangmit den Ermitt­
lungen rund um den Weltfuss­
ballverband seine Kündigung
eingereicht.

Die Suche nach einem Nach­
folger oder einer Nachfolgerin
gestaltete sich schwierig: Die Ge­
richtskommission musste drei
Ausschreibungen durchführen,
bis sie einen überzeugenden
Kandidaten fand. An Pannen
mangelte es nicht. Sowurde etwa
bekannt, dass sich der frühere
Kommandant der Zürcher Kan­
tonspolizei beworben hatte.

Konsequent, aber kein
«Eisenfresser»
Nun soll der Berner Polizeikom­
mandant die Stelle übernehmen.
Stefan Blättler ist promovierter
Jurist und steht seit 2006 der
Berner Kantonspolizei vor. Von
2014 bis 2020 war er Präsident
der Konferenz der kantonalen
Polizeikommandanten. Im Früh­
ling hat der 62-Jährige seinen
Rücktritt per Ende Jahr einge­
reicht, um ab 2022 die Leitung
des Schweizerischen Polizei-In­
stituts in Neuenburg zu über­
nehmen.

Blättler habe die Kantonspo­
lizeiwährend fast 15 Jahren «sehr
erfolgreich» geführt und den
Weg zur modernen Einheitspo­
lizei im Kanton Bern umsichtig
gefördert, sagte damals der zu­
ständige Regierungsrat Philippe

Müller (FDP). Er sei ein Glücks­
fall für die Berner Polizei gewe­
sen: konsequent, aber kein «Ei­
senfresser».

BernerPolitikerinnen und Po­
litiker beschrieben Blättler bei
seinem Rücktritt als Komman­
danten, der sich nicht ins Ram­
penlicht gestellt habe. Oft sei es
ihm gelungen, Ruhe in Diskus­
sionen zu bringen. Andere war­
fen ihmvor, er habe Kritik an der
Polizeiarbeit stets zurückgewie­
sen und sich auch gegen Unter­
suchungen gestellt.

In einem Interview zum Vor­
gehen derPolizei im Zusammen­
hang mit den Corona-Regeln

sagte Blättler: «Wir sind dafür
verantwortlich, die Vorgaben
durchzusetzen. Das mag Kritik
auslösen, doch damitmüssenwir
leben.»

Blättler übernahmden Posten
des Polizeikommandanten 2006.
Zuvor hatte er bereits 17 Jahre bei
derKantonspolizei Bern gearbei­
tet.Ob er der neue Bundesanwalt
wird, entscheidet das Parlament
am 29. September. Die Gerichts­
kommission prüfte rund einDut­
zend Bewerbungen.

Dass Blätter im Fall seiner
Wahl schon bald in den Ruhe­
stand tretenwürde, zeichnet sich
nicht ab: Das Parlament will die
Altersgrenze für Bundesanwäl­
tinnen und Bundesanwälte ab
2022 erhöhen. Nach geltendem
Recht müssen diese mit 64 be­
ziehungsweise 65 Jahren in Pen­
sion gehen, neu soll das Pensi­
onsalter bei 68 Jahren liegen.

Charlotte Walser

Polizeikommandant soll
Bundesanwalt werden
Lauber-Nachfolge Die Gerichtskommission
empfiehlt Stefan Blättler zur Wahl.

Der Berner Polizeikommandant
Stefan Blättler. Foto Keystone


